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Sachgebiet 784 


Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 

IV/1 -68070-E-Ta 5/70 


Bonn, den 12. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den geänder- 
ten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für 

— eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von 
Grundregeln für die Intervention von Tabak 

sowie 

— den Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur 
Festsetzung von Übergangsbestimmungen hinsichtlich der 
Bezeichnung der Interventionsorte für Tabak. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Juli 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg l 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Geänderter Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung von Grundregeln für die Intervention von Tabak 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rohtabak (I), insbesondere 
auf die Artikel 5 Absatz 5, 6 Absatz 9 und 7 
Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schaffung eines gemeinsamen Marktes für 
Rohtabak macht die Anwendung gemeinschaftlicher 
Interventionsmaßnahmen erforderlich, um den Er- 
zeugern der Gemeinschaft den Absatz ihrer Erzeu- 
gung zu Bedingungen zu gewährleisten, die denen 
gleichwertig sind, die für den größten Teil der Er- 
zeugung im Rahmen der einzelstaatlichen Markt- 
organisationen bestehen. 

Die für die Interventionsstellen bestehende Not- 
wendigkeit, die gekauften Tabakblätter bearbeiten 
und aufbereiten zu lassen, führt dazu, zwischen den 
Interventionsorten für die erste Bearbeitung, die 
Aufbereitung und die Lagerung und den Interven- 
tionsorten für das Sammeln und die vorläufige 
Lagerung der Tabakblätter zu unterscheiden, um die 
Lieferung des zur Intervention angebotenen Erzeug- 
nisses zu erleichtern. Es ist angebracht, die Aufstel- 
lung der Liste der Interventionsorte vorzusehen, um 
zu gewährleisten, daß die Intervention in allen Pro- 
duktionsgebieten der Gemeinschaft gleichwertige 
Sicherheiten bietet. 

Die Einführung gemeinschaftlicher Interventions- 
maßnahmen erfordert, daß die Interventionsstellen 
den Rohtabak zu Bedingungen übernehmen, die ins- 
besondere den regionalen Unterschieden der Anbau- 
und Trocknungsverfahren bei den einzelnen Tabak- 
sorten Rechnung tragen. Die Wahl des Interven- 
tionsortes ist demnach auf die dem Ort der Erzeu- 
gung oder der ersten Bearbeitung am nächsten 
gelegenen Orte zu beschränken, soweit sie im allge- 
meinen den genannten Bedingungen genügen. 

Es ist jedoch darauf zu achten, daß der Tabak 
soweit notwendig an den Interventionsort gebracht 
wird, der ausreichende Möglichkeiten zur Aufnahme 
und Lagerung hat und gegebenenfalls für die betref- 
fende Sorte und Qualität am besten geeignet ist. Es 
ist angezeigt, der Interventionsstelle zu ermög- 
lichen, im Verhältnis der voraussichtlichen Kosten 
der Gesamtheit der den Interventionsstellen ob- 
liegenden Aufgaben über den Ort zu entscheiden, 
an dem der Tabak übernommen wird. 


In einigen Fällen kann es angezeigt sein, einen 
anderen Ort als die dem Ort der Erzeugung oder 
der ersten Bearbeitung am nächsten gelegenen Orte 
zu bezeichnen. Es ist angebracht, die zusätzlichen 
Transportkosten, die mit einer solchen Entscheidung 
verbunden sein können, der Interventionsstelle auf- 
zuerlegen. 

Angesichts der vorgenannten Unterscheidung zwi- 
schen dem Ort der Übernahme der Tabakblätter und 
dem Ort seiner ersten Bearbeitung und Aufberei- 
tung muß der Ort der ersten Bearbeitung und Auf- 
bereitung dieses Tabaks im Verhältnis der voraus- 
sichtlichen Kosten der Gesamtheit der den Inter- 
ventionsstellen obliegenden Aufgaben bestimmt 
werden. 

Die Interventionen sind auf Tabakqualitäten zu 
beschränken, die ausreichende Garantien für ihre 
Verwendung bieten. Zu diesem Zweck ist es ange- 
bracht, jede Qualität von der Intervention auszu- 
schließen, die nicht den in Durchführungsbestimmun- 
gen festzulegenden Mindestqualitätsmerkmalen ent- 
spricht - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nach dem Verfahren des Artikels 17 der VO (EWG) 
Nr. 727/70 werden festgesetzt: 

— die Interventionsorte, die in den Gebieten bedeu- 
tender Erzeugung von Tabakblättern liegen und 
Möglichkeiten zur vorläufigen Lagerung dieses 
Tabaks haben, nachstehend „Sammelzentren" ge- 
nannt; 

— die Interventionsorte mit Möglichkeiten zur vor- 
läufigen Lagerung und Anlagen zur ersten Bear- 
beitung und Aufbereitung von Tabakblättern mit 
Lager- und Aufbewahrungskapazitäten für Tabak 
nach der ersten Bearbeitung und Aufbereitung, 
nachstehend „Bearbeitungs- und Lagerzentren" 
genannt. 

Artikel 2 

1. Jedes Angebot zur Intervention von Tabakblät- 
tern ist bei der Interventionsstelle für ein Sammel- 
zentrum oder ein Bearbeitungs- und Lagerzentrum 
abzugeben, das unter den drei Zentren ausgewählt 
wird, die dem Ernteort dieses Tabaks am nächsten 
liegen. 

2. Jedes Angebot zur Intervention von Tabakbal- 
len ist bei der Interventionsstelle für ein Bearbei- 
tungs- und Lagerzentrum abzugeben, das unter den 
drei Zentren ausgewählt wird, die dem Ort der er- 
sten Bearbeitung und Aufbereitung am nächsten 
liegen. 
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3. Unter den am nächsten gelegenen Zentren sind 
diejenigen zu verstehen, zu denen der Tabak zu den 
geringsten Kosten befördert werden kann. 

Artikel 3 

1. Die Interventionsstellen bestimmen den Ort der 
Übernahme des Tabaks. 

2. Die Interventionsstelle bzeichnet nur dann einen 
anderen Ort der Übernahme als das vom Tabak- 
besitzer angegebene Zentrum, wenn dieses im Zeit- 
punkt der Übernahme 

a) für Tabakblätter keine ausreichende Möglichkeit 
zur vorläufigen Lagerung hat; 

b) für Tabakballen keine ausreichende Möglichkeit 
zur Lagerung oder keine ausreichenden Garan- 
tien für die ordnungsgemäße Aufbewahrung des 
Tabaks der angebotenen Sorte und Qualität 
bietet. 

Der von der Interventionsstelle genannte Ort der 
Übernahme ist derjenige, bei dem die Gesamtheit 
der Ausgaben 

— für die vorläufige Lagerung, die erste Bearbei- 
tung und die Aufbereitung der Tabakblätter, und 
für die Lagerung und Aufbewahrung des bear- 
beiteten Erzeugnisses 

— für die Aufbewahrung und Lagerung der Tabak- 
ballen 

sowie für die Beförderungskosten am günstigsten 
ist. 


3. Ist der von der Interventionsstelle gemäß Ab- 
satz 2 bezeichnete Interventionsort nicht einer der 
drei Orte im Sinne von Artikel 2, so werden die 
etwaigen zusätzlichen Transportkosten, die von der 
Interventionsstelle zu bestimmen sind, von dieser 
getragen. 

Artikel 4 

Die Interventionsstelle wählt für die Erstbearbei- 
tung und Aufbereitung der Tabakblätter, die von 
der vom Verkäufer gewählten Interventionsstelle 
übernommen wurden, den Ort aus, der hinsichtlich 
der Gesamtkosten für Erstbearbeitung, Aufbereitung 
und Lagerung sowie hinsichtlich der Kosten für den 
Transport von der Interventionsstelle, in der das 
Erzeugnis übernommen wurde, am günstigsten ge- 
legen ist. 

Artikel 5 

Die Interventionsstellen kaufen nur Tabak an, der 
den auf der Grundlage der Sorten- und Qualitäts- 
einteilung festzulegenden Mindestqualitätsmerk- 
malen entspricht. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
t Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung von Übergangsbestimmungen hinsichtlich der 
Bezeichnung der Interventionsorte für Tabak 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rohtabak ^), insbesondere auf 
Artikel 21 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr 

des Rates vom zur Festlegung der 

Grundregeln für den Ankauf von Tabak durch die 
Interventionsstellen sieht die Bestimmung der 
Orte, in denen Interventionskäufe von Tabak statt- 
finden, nach dem Verfahren des Artikels 17 der 
Verordnung (EWG) Nr. 727/70 vor. 

Da zur Zeit nicht alle für diese Festsetzung erfor- 
derlichen Faktoren bekannt sind, empfiehlt es sich, 
im Interesse des ordnungsgemäßen Ablaufs der 
Interventionsregelung für den ersten Anwendungs- 
zeitraum diese Festsetzung als Übergangsregelung 
den Mitgliedstaaten anzuvertrauen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Abweichend von Artikel 1 der Verordnung 

(EWG) Nr werden die in Artikel 5 

Absatz 1 und in Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 727/70 genannten Tabakkäufe bis zum 

1. Juli 1971 in den Sammelzentren und Bearbei- 
tungs- und Lagerzentren durchgeführt, die zu diesem 
Zweck von den Mitgliedstaaten bestimmt werden. 

2. Bei der in Absatz 1 genannten Bestimmung be- 
rücksichtigen die Mitgliedstaaten so weit wie mög- 
lich die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 727/ 
70 genannten geographischen und technischen 
Erfordernisse. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . * 
vom . . ., S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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